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MB-Landesverband bestätigt 
Führungsspitze

Rudolf Henke steht für zwei weitere Jahre an
der Spitze des Landesverbandes Nordrhein-
Westfalen/Rheinland-Pfalz des Marburger
Bundes. Die Hauptversammlung bestätigte
den Aachener Internisten und MB-Bundes-
vorsitzenden im September ebenso wie den
2. Landesverbandsvorsitzenden Professor Dr.
Ingo Flenker mit großer Mehrheit im Amt.
Fünf der neun Beisitzer im neuen Landesvor-
stand kommen aus Nordrhein: Neu ist Ingo
Heinze (Bonn), bestätigt wurden Dr. Fried-
helm Hülskamp (Essen), Michael Krakau
(Köln), Dr. Anja Mitrenga-Theusinger (Lever-
kusen) und Professor Dr. Gisbert Knichwitz
(Bonn). Aus dem Landesvorstand ausge-
schieden ist Dr. Lydia Berendes (Tönisvorst),
die nicht erneut kandidiert hatte. RhÄ

Betriebliche Gesundheitsförderung soll
Burn-out vermeiden helfen
Das Helfersyndrom verhindert häufig,
dass vom Ausgebranntsein bedrohte
Ärztinnen und Ärzte sich rechtzeitig 
Hilfe suchen. Das sagte der Präsident
der Landesärztekammer Rheinland-
Pfalz, Professor Dr. Frieder Hessenauer,
kürzlich in Mainz.

von Horst Schumacher

In allen Krankenhäusern und Universi-
tätskliniken sollen Programme betrieb-
licher Gesundheitsförderung einge-

richtet werden. Das hat der Landesverband
Nordrhein-Westfalen/Rheinland-Pfalz des
Marburger Bundes (MB) kürzlich bei sei-
ner Hauptversammlung in Mainz gefor-
dert. Darin liege eine Chance, dem Phäno-
men des Burn-outs bei Krankenhausärztin-
nen und -ärzten und anderen Beschäftig-
tengruppen entgegenzuwirken, heißt es in
einem Beschluss. Auch sei die Personalaus-
stattung der Kliniken so zu verbessern, dass
das Risiko der Arbeitsüberlastung und da-
mit des Burn-outs verringert wird.
Dem betriebsärztlichen Dienst komme

bei der betrieblichen Gesundheitsförde-
rung eine besondere Rolle zu, so die MB-
Delegierten. Nach deren Auffassung ist der
Beitrag der betriebsärztlichen Dienste zur
betrieblichen Gesundheitsförderung ein
oft unterschätzter, aber zentraler Faktor
zur Bindung qualifizierter und erfahrener
Fachkräfte − und damit für die Attraktivi-
tät und bewusste Personalentwicklung der
Kliniken. 

Schleichender Prozess

„Operieren bis zum Umfallen? − Burn -
out: eine besondere Gefahr für Ärztinnen
und Ärzte!“ hatte der Präsident der Landes-
ärztekammer Rheinland-Pfalz, Professor
Dr. Frieder Hessenauer, seinen Vortrag zum
Schwerpunkt-Thema der Hauptversamm-
lung überschrieben. Burn-out sei keine rei-
ne Managerkrankheit, vielmehr seien Frau-
en und Männer in sozialen Berufen beson-
ders gefährdet, so Hessenauer: „Sie geben
viel, bekommen aber wenig Anerkennung
und Bestätigung zurück.“ Als Gegenmittel

empfiehlt der rheinland-pfälzische Kam-
merpräsident gute Arbeitsbedingungen und
echte Wertschätzung der Arbeit, denn:
„Fehlt das, reiben sich die Mitarbeiter auf.“
Hingegen können laut Hessenauer die

Arbeitsverdichtung im Krankenhausalltag,
frustrierende Bürokratie, familien- und frei-
zeitunfreundliche Arbeitszeiten, Überenga-
gement und eingeschränkte Autonomie die
Ärztinnen und Ärzte krank machen. Doch
gerade denen falle es besonders schwer, sel-
ber Hilfe anzunehmen − insbesondere, wenn
es um Hilfe für die eigene Seele geht. „Sie
reißen sich lieber zusammen, als im Dienst
am Patienten auszufallen“, sagte Hessenau-
er. Das Ausgebranntsein sei ein jahrelanger,
schleichender Prozess. Häufig hindere ein
Schamgefühl Kolleginnen und Kollegen
daran, Hilfe zu suchen oder anzunehmen.

Finanzierungsreform angemahnt

Die Krankenhausträger und deren Spit-
zenverband Deutsche Krankenhausgesell-
schaft (DKG) forderte die Landeshauptver-
sammlung dazu auf, sich für einen schnel-
len Kompromiss in den derzeit laufenden
Tarifverhandlungen zwischen dem Mar-
burger und der Tarifgemeinschaft Deut-
scher Länder sowie der Vereinigung Kom-
munaler Arbeitgeberverbände einzuset-
zen. Der MB-Vorsitzende Rudolf Henke
kritisierte, dass die DKG die Tarifrunden
mit Meldungen über die unzureichende Fi-
nanzausstattung der Krankenhäuser „gar-
niert“. „Stattdessen sollte die DKG mit uns
gemeinsam etwas für die Finanzlage tun,
das wäre eine wirkliche Hilfe für die Kran-
kenhäuser“, forderte Henke.
Allerdings ist der MB erst nach Ab-

schluss der Tarifverhandlungen zu gemein-
samen Aktionen mit den Arbeitgebern und
Krankenhausträgern für eine Korrektur der
Krankenhausfinanzierung bereit, wie es in
einem Beschuss der Hauptversammlung
heißt. Denn: „Die Erfahrung lehrt, dass je-
des Votum des Marburger Bundes für eine
Verbesserung der Krankenhausfinanzie-
rung in den Tarifverhandlungen von Ar-
beitgeberseite gegen uns verwendet wird.“
Dabei sieht der MB eine Reform als

dringlich an: „Die Krankenhausfinanzie-
rung bedarf noch für 2012 einer Korrektur.“
Wie bei Ärzten und Zahnärzten solle auch
im Krankenhausbereich die Grundlohnrate
als Finanzierungsgrundlage abgeschafft
werden und der bereits im Jahr 2009 ange-
kündigte „Kostenorientierungswert“ ver-
bindlich eingeführt werden. 
Für das kommende Jahr liegt die offiziell

festgestellte Veränderungsrate der Kranken-
hausbudgets von 1,98 Prozent nach MB-An-
gaben um 0,4 Prozentpunkte unter der
Preissteigerungsrate von 2,4 Prozent. „Die
Veränderungsrate erweist sich damit erneut
als untaugliches Instrument der Vergütungs-
 steuerung“, hieß es in Mainz. Zudem sehe
das GKV-Finanzierungsgesetz für 2012 eine
Absenkung der Rate um 0,5 Prozentpunkte
vor. Je nach Verlauf der Morbidität könne es
in den Verhandlungen mit den Krankenkas-
sen zu einer weiteren Absenkung kommen.

Rudolf Henke, Vorsitzen-
der des Marburger Bun-
des: Die Krankenhaus-
gesellschaft sollte unsere
Forderung nach einer
besseren Krankenhaus-
finanzierung während
der Tarifverhandlungen
nicht gegen uns verwen-
den, sondern sich für
Kompromisse einsetzen
und gemeinsam mit uns
etwas für die Häuser
tun. 
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